
Sozialdemokratische Partei  Parti socialiste Monbijoustrasse 61  T 031 370 07 80  sekretariat@spbe.ch 
des Kantons Bern  du canton de Berne Postfach/c.p.  3001 Bern  www.spbe.ch 

PROTOKOLL DES PARTEITAGES 

Datum 
Zeit 

Mittwoch, 26. August 2026  
19.15 – 22.30 Uhr 

Ort Hotel Bern, Bern 

Präsenz 100 Stimmberechtigte Personen 
(gem. Protokoll Mandatsprüfungskommission)  
 

Absolutes Mehr 51 Stimmen 

Protokollführung Sandro Niederer 
 

 

1 ERÖFFNUNG UND BEGRÜSSUNG 
 
Stefan Jordi begrüsst die Anwesenden und eröffnet den Parteitag. Er entschuldigt Luc Arnold und 
Manuela Kocher. 
 
Vizepräsidentin Oriana Pardini begrüsst die Anwesenden herzlich (im Wortlaut): 
 
Liebe Genossinnen und Genossen 
Chères et chers camarades 
Wir leben in einer Welt in der vielen Gewissheiten in Frage gestellt werden.  
Dass Staaten miteinander reden, statt einander zu drohen. Dass Verträge gelten. Dass Gerichte 
unabhängig sind. Dass internationale Organisationen respektiert werden. Und dass Recht nicht 
davon abhängt, wie gross, reich oder mächtig ein Land ist. Diese Ordnung war nie perfekt. Aber sie 
beruhte auf einer entscheidenden Idee: 
Nicht der Stärkere soll bestimmen, was Recht ist. Das Recht soll auch dem Stärkeren Grenzen 
setzen. Das nennt man Rechtsstaat! Genau diese Idee steht heute unter Druck. Wir erleben eine 
Rückkehr der Machtpolitik. Internationale Organisationen und Gerichte werden infrage gestellt, 
wirtschaftliche Abhängigkeiten werden als Druckmittel eingesetzt, Handelsbeziehungen werden 
politisiert. Das betrifft auch uns. 
Die Schweiz ist eine kleine, offene und exportorientierte Volkswirtschaft. Was in Washington, Brüs-
sel, Peking oder Moskau entschieden wird, kann unsere Unternehmen, unsere Arbeitsplätze und 
unsere Versorgungssicherheit direkt betreffen. Deshalb können wir uns nicht zurücklehnen. 
Wir müssen uns fragen: Ist unsere Aussenpolitik stark genug? 
Und: Wie behaupten wir unsere Werte und Interessen in einer Welt, in der die regelbasierte Ord-
nung zunehmend infrage gestellt wird?  
Für mich ist klar: Neutralität darf niemals Gleichgültigkeit oder Opportunismus bedeuten. 
La Suisse doit savoir ce qu'elle défend. Les droits humains. 
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Le droits international. Des tribunaux indépendants. Des institutions internationales fortes. La dé-
mocratie et l'État de droit. 
Denn auch ein kleines Land wie die Schweiz braucht Regeln, die für alle gelten. 
Si le droit ne compte plus, c'est la loi du plus fort qui s'impose. 
Und in einer solchen Welt sind die kleinen Länder selten die Stärkeren. Das zeigt sich auch im Na-
hen Osten. Der Krieg in Gaza und das Leid der palästinensischen Bevölkerung erinnern uns daran, 
warum das Völkerrecht nicht nur ein abstrakter Begriff sein darf. Menschenrechte gelten universell. 
Das Leben jedes Menschen hat denselben Wert. Wir verurteilen Terror und Gewalt gegen Zivilistin-
nen und Zivilisten. Und wir verlangen die Einhaltung des humanitären Völkerrechts, den Schutz der 
Zivilbevölkerung und eine politische Perspektive für Israelis und Palästinenser und Palästinenserin-
nen. Frieden entsteht nicht durch immer mehr Gewalt. Frieden entsteht durch Dialog, Recht und 
politische Lösungen. Und genau hier liegt auch eine wichtige Stärke unserer Partei. Die SP ist eine 
Partei des Dialogs. Wir suchen nicht die einfachste Parole. Wir suchen Lösungen. Wir reden mit 
Menschen, die uns zustimmen und mit Menschen, die anderer Meinung sind. Denn wie uns Rosa 
Luxenburg mit auf den Weg gegeben hat: „Freiheit ist immer die Freiheit des anders Denkenden.“  
Wir ringen und streiten um Positionen, ohne den anderen zum Feind zu erklären. Wir stellen uns 
dem Wettbewerb der Ideen. Das ist gelebte Sozialdemokratie und zielführender als Propaganda 
und Populismus. Und diese Haltung brauchen wir heute mehr denn je. 
Die Frage, die wir uns auch stellen müssen, lautet: Was hat für uns politisch Priorität? 
Denn die Veränderungen unserer Zeit zeigen sich nicht nur in der Weltpolitik. Sie erreichen längst 
unseren Alltag. 
Les conflits autour de nos ressources vont augmenter. Il s'agit de l'argent. De l'énergie. Du sol. Et 
de plus en plus aussi de l'eau. Nos ressources ne sont pas illimitées. Nous devons donc décider ce 
qui est important pour nous. 
Das sind politische Entscheidungen. Unsere Landwirtschaft braucht Wasser. Unsere Wälder und 
Ökosysteme brauchen Wasser. Unsere Städte und Gemeinden brauchen mehr Bäume, mehr Grün 
und mehr Schatten. Gleichzeitig brauchen wir Wohnraum und Energie. Wir bauen Strassen und 
investieren in neue Rechenzentren. Nicht alles davon ist falsch. Aber wir müssen Prioritäten setzen. 
Nehmen wir die Hitze. Die Sommer werden heisser, Trockenperioden länger. 
Das trifft die Natur und die Tiere. Aber es trifft vor allem auch uns Menschen: ältere Menschen, 
Menschen mit Vorerkrankungen, Menschen, die draussen arbeiten, und Kinder in aufgeheizten 
Schulzimmern. Und es trifft unser Gesundheitswesen. Wenn wir über Klimaschutz sprechen, hören 
wir immer wieder: Was kostet das? Eine berechtigte Frage. Aber wir müssen genauso fragen: Was 
kostet es, wenn wir nichts tun? Hospitalisationen und Arbeitsausfälle kosten. Ernteausfälle kosten. 
Und je länger wir warten, desto teurer wird die Anpassung. Vor allem aber tragen Menschen diese 
Folgen. Deshalb ist Klimapolitik auch Sozialpolitik und wirtschaftlich sinnvoll. Denn die Folgen des 
Klimawandels treffen nicht alle gleich. Was ist uns unsere Zukunft wert? Diese Frage stellt sich 
auch bei der Bildung. Bildung ist Zukunft. 
Wir werden heute Abend noch ausführlich über die Berner Bildungsinitiative sprechen. Ich möchte 
dieser Diskussion nicht vorgreifen. Aber eines möchte ich als Vizepräsidentin unserer Partei sagen: 
La formation est l'une des grandes questions d'avenir de notre canton. 
Heute unterrichtet jede zehnte Lehrperson ohne entsprechende Ausbildung. 
Gleichzeitig erwarten wir von unseren Schulen sehr viel. 
Une bonne formation donne des chances à nos enfants. 
Elle prépare les jeunes à leur avenir. Et elle leur permet de participer à notre société. 
Deshalb ist Bildung keine Ausgabe, die wir uns nur in guten Zeiten leisten. 
Investir dans la formation, c'est investir dans notre avenir. 
Politische Mehrheiten haben Konsequenzen 
Das sehen wir auch auf nationaler Ebene. Nehmen wir die 13. AHV-Rente. Die Bevölkerung hat Ja 
gesagt. Das war ein grosser sozialpolitischer Erfolg.  
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Jetzt müssen wir dafür sorgen, dass diese Rente solide finanziert wird. Denn wenn die Finanzie-
rung fehlt, gerät die AHV unter Druck. Und dann kommen die alten Forderungen zurück: Leis-
tungsabbau, ein höheres Rentenalter oder mehr Belastung für die Menschen. Wir hätten uns eine 
ausgewogenere Finanzierung gewünscht: eine Kombination aus Mehrwertsteuer und zusätzlichen 
Lohnbeiträgen. Diese Lösung lag auf dem Tisch. 
Doch die zusätzlichen 0,2 Lohnprozente scheiterten im Nationalrat. Mit 98 zu 96 Stimmen. 
Zwei Stimmen. Das zeigt uns etwas Wichtiges: 
Politische Mehrheiten sind keine Naturgesetze. Sie werden gewählt. Und wenn wir andere politi-
sche Entscheidungen wollen, brauchen wir andere Mehrheiten. Genau deshalb führt uns dieser 
Entscheid zu den eidgenössischen Wahlen 2027. Am 24. Oktober 2027 haben wir die Gelegen-
heit, politische Mehrheiten zu verändern. Wir haben noch 14 Monate Zeit um für unsere Anliegen 
zu mobilisieren.  14 Monate sind viel Zeit, wenn wir sie nutzen. Und wenig Zeit, wenn wir warten. 
Also warten wir nicht. Unsere Arbeit für 2027 beginnt heute. Packen wir es gemeinsam an! 
In unseren Sektionen. In unseren Gemeinden. An unseren Arbeitsplätzen. In unseren Vereinen. 
Und vor allem im Gespräch mit den Menschen. Wir müssen zuhören. Wir müssen erklären. Wir 
müssen überzeugen. Den Dialog suchen mit Menschen, die nicht in jeder Frage unserer Meinung 
sind. Denn viele Menschen teilen unsere Ziele und Haltungen, auch wenn sie bislang noch nie SP 
gewählt haben. 
Sie wollen, dass Arbeit ein gutes Leben ermöglicht. Sie wollen bezahlbare Mieten. Sie wollen eine 
gute Gesundheitsversorgung. Sie wollen, dass ihre Kinder Chancen haben. Und sie wollen eine 
sichere Altersvorsorge. Unsere Aufgabe ist es, daraus politische Mehrheiten zu machen. Nicht 
durch Lautstärke, sondern durch Vertrauen. Nicht durch Feindbilder, sondern durch Lösung. 
Nicht durch einfache Antworten auf schwierige Fragen, sondern durch den Mut, gemeinsam um 
Antworten zu ringen. 
 
Das ist die SP. 
Eine Partei des Dialogs. 
Eine Partei der Lösungen. 
Eine Partei, die Verantwortung übernimmt. 
Eine Partei die den Menschen in den Mittelpunkt stellt. 
 
Also nutzen wir diese 14 Monate. 
Schaffen wir die Mehrheiten, die unser Land braucht. 
Im Kanton Bern und am 24. Oktober 2027 in der ganzen Schweiz. 
 
Merci beaucoup. Herzlichen Dank! 
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2 WAHLEN ZUM PARTEITAG 
2.1 Stimmenzähler:innen 
 
Es werden vorgeschlagen und gewählt: 

Tischreihe Stimmenzähler:in Ersatz 
Tischreihe 1, Seki-Tisch 
und Podium 

Ruth Büthikofer Michael Spahr 

Tischreihe 2 Milou Corradi Angelo Zaccaria 

Tischreihe 3 Adrian Scherer Michael Arn 

Tischreihe 4 Stefan Bruhin Roger Bula 

Tischreihe 6 Stéphanie Bailat Alain Sermet 

 
2.2 Mandatsprüfungskommission 
Es werden vorgeschlagen und gewählt: Martin Wiederkehr (beide GPK) und Karin Amatucci (Sek-
retariat).  
 
2.3 Wahlbüro 
Das Wahlbüro bilden die Stimmenzählenden und Zora Schindler.  
 
2.4 Tagesbüro 
Das Tagesbüro wird gemäss Statuten eingesetzt und besteht aus Parteileitung und 
Stimmenzählenden.  
  

3 GENEHMIGUNGEN 
3.1 Tagesordnung 
Die Tagesordnung wird wie vorgeschlagen genehmigt. 
 
3.2 Geschäftsordnung 
Die Geschäftsordnung wird ergänzt eine Regelung für die Fragerunde bei Traktandum 6.1. Wort-
meldungen können, wie in der Geschäftsordnung vorgesehen schriftlich, bis zum Ende des vorhe-
rigen Traktandums beim Seki-Tisch eingereicht werden, die Redezeit beträgt 3 min und gespro-
chen wird am Redner:innenpult. Konkrete Fragen können während der Fragerunde mit Handzei-
chen mit dem Saalmikrofon gestellt werden. Die Redezeit beträgt 1 min.  
 
Die Geschäftsordnung wird genehmigt. 
 
3.3 Protokoll des Parteitages vom 09.05.2026 
Der letzte Parteitag fand am 9. Mai 2026 statt. Das Protokoll wird mit Dank an die Verfasserin ge-
nehmigt.  
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4 KANTONALE FINANZPOLITIK 
 
Maurane Riesen präsentiert das Traktandum. 
 
Lena Allenspach und Tanja Bauer geben einen Einblick in die kantonale Finanzpolitik.  
 
Der Kanton Bern hat Geld. Wer diese Finanzpolitik jedoch gestaltet, hängt stark davon ab, wer die-
se Mittel verteilt, erhält und nutzen darf.  Die Rechnung 2025 hat 873 Mio. Überschuss. Für 2026 
wird ein weiterer Überschuss erwartet. Zusätzlich sind alle Investitionen des Kantons vollständig 
eigenfinanziert und die Schuldenbremse ist ausser Kraft. Die grossen Abbauprojekte der letzten 
zehn Jahre, zum Beispiel in der Pflege, der Bildung und den öffentlichen Diensten, wurden nie 
rückgängig gemacht oder wieder aufgebaut. Dadurch entsteht ein Investitionsstau, der zu fehlen-
den oder qualitativ schlechten Leistungen führt, für die die Bevölkerung zahlt. Durch hohe Kran-
kenkassenprämien, Kita-Kosten und/oder Wohnkosten gerät die Kaufkraft der Bevölkerung zu-
nehmend unter Druck. Das Problem ist also nicht, dass wir zu wenig Geld haben, das Problem sind 
die Prioritäten. Arbeit wird stark belastet und Vermögen werden zunehmend entlastet. Durch Inves-
titionen in Bildung, Kaufkraft, Klima und Gesundheit streben wir eine Entlastung der Bevölkerung 
an und wollen gezielt die Kaufkraft stärken, anstatt Steuergeschenke an Vermögende zu machen, 
zum Beispiel mit Prämienverbilligungen und bezahlbaren Mieten und ÖV.  
 
Jetzt starten wir ins grosse Ringen um das Budget. Wir haben zwar im Parlament keine Mehrheit, 
dafür haben wir in der Bevölkerung viele Menschen. Die SP und die Grünen haben gemeinsam 
kommuniziert, um sich gemeinsam für die Finanzpolitik und Fortschritte des Kantons einzusetzen. 
Es wird uns alle brauchen. Herzlichen Dank für euren wichtigen Einsatz.  
 

5 PAROLEN FÜR DIE ABSTIMMUNG VOM 27.  SEPTEM-
BER 2026 

 
Clara Wyss kündigt die drei Abstimmungen des 27. September 2026 an. 
 
5.1 Nationale Volksinitiative «Wahrung der schweizerischen Neutralität (Neutralitätsinitiati-

ve)» (BBl 2026 799) 
 
Andrea Zryd begrüsst die Anwesenden und präsentiert die Neutralitätsinitiative.  
 
Mit der Pro-Putin Initiative soll eine immerwährende, bewaffnete Neutralität in die Verfassung auf-
genommen werden. Zusätzlich soll das Verbot von militärischen Bündnissen und Zwangsmass-
nahmen ausgeweitet und die Verpflichtung zur Vermittlung verankert werden. Dabei soll verankert 
werden, dass die Schweiz sich nicht an den Sanktionen gegen kriegsführende Staaten beteiligt. 
Die Schweiz soll in Friedenszeiten dem Krieg den Rücken zuwenden. Sollte es jedoch zu einem 
unwahrscheinlichen Krieg kommen, in dem die Schweiz involviert ist, hätten wir aber dann trotz-
dem gerne Unterstützung. Die Initiative wurde 2022 von Blocher und seinen Leuten ins Leben ge-
rufen, als die Schweiz Sanktionen gegen Russland übernommen hat. Wir schauen nicht weg bei 
Verbrechen gegen die Menschheit und lassen Oligarchen gewähren. Die Initiative würde uns poli-
tisch ins Abseits befördern und unsere Fähigkeit, bei bedrohlichen Situationen angemessen rea-
gieren zu können. Dieses Sicherheitsrisiko und die Einschränkung in Hinsicht auf die Handlungs-
freiheit, auch in Hinsicht auf die Aushandlung der neuen Bilateralen, wollen wir nicht hinnehmen.  
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Die GL beantragt die Nein-Parole. 
 
Die Nein-Parole wird mit 1 Gegenstimme und 2 Enthaltungen angenommen.  
 
5.2 Nationale Volksinitiative «Für eine sichere Ernährung – durch Stärkung einer nachhalti-

gen inländischen Produktion, mehr pflanzliche Lebensmittel und sauberes Trinkwasser 
(Ernährungsinitiative)» (BBl 2026 800) 

 
Ueli Schmezer präsentiert die Ernährungsinitiative und begrüsst die Anwesenden. 
 
Mit dem Satz: «Ich lasse mir nicht vorschreiben, was auf meinen Teller kommt», bewerben die 
Rechten ihre Parole für die Initiative. Er verfehlt dabei jedoch den Kerninhalt der Debatte. Hinter 
ihm steht die Haltung, dass wir immer essen können, was wir wollen. Insbesondere Fleisch. Diese 
Produktion hat Folgen: Überdüngung, fehlendes Tierwohl, schlechtere Grundwasserqualität, künst-
liche Beatmung von Seen, übermässiger Stickstoffeintrag in unsere Wälder. Dies wird zukünftig 
starke Auswirkungen auf unsere Umwelt haben. Trotzdem haben wir diese Initiative abgelehnt, 
denn, obwohl die Stossrichtung gut ist, setzt die Steigerung der Selbstversorgung auf 70% in den 
nächsten zehn Jahren eine starke Unterstützung durch den Staat und eine noch intensivere Nut-
zung der Landwirtschaftsfläche, insbesondere in Seeland, voraus. Der Gegenantrag der Grünen 
hätte wichtige Anliegen wie die Wasserqualität, Bodenqualität und Biodiversität aufgenommen. Die 
Initiant:innen wollten ihre Initiative jedoch nicht zurückziehen. 
 
Die GL beantragt die Nein-Parole. 
 
Anastasia Flügge von der SP Stadt Bern: 
7 Mio. Tonnen CO2-Ausstoss werden jedes Jahr durch die Landwirtschaft, insbesondere durch die 
Schlachttierwirtschaft, verursacht, das sind 1/6 der Schweizer Emissionen. Da setzt die Initiative an. 
Das Ziel ist sportlich aber jede Verbesserung zählt. 60% der landwirtschaftlichen Produkte werden 
als Tierfutter für Mastbetriebe verwendet. Damit belasten wir die Umwelt zusätzlich. Wir dürfen 
nicht abwarten das Klima zu schützen. Investiert in unsere Zukunft und sagt ja.  
 
Susanne Clauss von der SP Biel: 
70%, was für ein Schreckensgespenst. Wir dürfen jedoch nicht vergessen, dass wir von 2003 bis 
2005 bereits einen Selbstversorgungssatz von 59% hatten. Heute ist er so tief weil Fleisch und 
Milch stark subventioniert wurden. Optigal baut Ställe für Masthühner auf bestem Ackerland mit 
grossen Metzgereibetrieben. Schweine werden nach Deutschland exportiert und gleichzeitig im-
portieren wir rund 60% unserer pflanzlichen Nahrungsmittel, das ist gewollt und staatlich gesteuert.  
Wir wollen eine Umverteilung der Nutzung weg von Fleisch und Nutztieren hin zu Landbau und 
Gemüseanbau. Dabei soll die Initiative die Bildung und die Landwirtschaft Unterstützung. Lasst uns 
deshalb die Ja-Parole fassen.  
 
Die Nein-Parole wird mit 39 zu 38 Stimmen und 14 Enthaltungen angenommen.  
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5.3 Kantonale Volksinitiative «Berner Bildungsinitative» 
 
Daniel Wildhaber stellt die Initiative vor und präsentiert die Folien. 
  
Durch die Initiative soll eine flächendeckende Bildung von hoher Qualität mit qualifiziertem Perso-
nal sowie den nötigen Ressourcen dazu in der Verfassung verankert werden. Mit diesem verbindli-
chen Antrag wollen wir gezielt gegen den Lehrpersonenmangel vorgehen, die Chancengleichheit 
der Schüler:innen stärken und die Lehrberufe aufwerten.  
 
Die GL beantragt die Ja-Parole. 
 
Die Ja-Parole wird einstimmig angenommen.  
 
 

6 PAROLEN FÜR DIE ABSTIMMUNG VOM 29. NOVEM-
BER 2026 

 
Clara Wyss kündigt die drei Abstimmungen des 29. November 2026 an. 

Für das Traktandum 6.1 gibt es neben der Vorstellung der JA-Parole auch ein Co-Referat und eine 
anschliessende Fragerunde, um der Gewichtigkeit der Parole gerecht zu werden. 
 
6.1 Bundesbeschluss vom 19. Juni 2026 über die Zusatzfinanzierung der AHV durch eine 

Erhöhung der Mehrwertsteuer 
 
Flavia Wasserfallen präsentiert die Ja-Parole. 
 
Wir feierten die Annahme der 13. AHV als wichtige sozialistische Errungenschaft. Diesen Dezem-
ber wird diese das erste Mal ausbezahlt und kostet uns ca. 4.2 bis 5 Milliarden pro Jahr.   
Dabei haben wir zusammen mit den Gewerkschaften immer kommuniziert, dass wir uns für eine 
Mischfinanzierung durch Lohnprozente und Mehrwertsteuer-Erhöhung stark machen werden. Lei-
der wurde vom Parlament nur die MWST-Erhöhung angenommen. Trotzdem spricht weiterhin vie-
les dafür. Die AHV ist unser Kerngebiet und unsere grosse Errungenschaft. Sie funktioniert als Um-
verteilungsmaschine bei der 92% der Bevölkerung mehr erhalten als sie jemals eingezahlt haben, 
auch unter Berücksichtigung der MWST-Lohnbeiträge werden weiterhin das Kernstück der AHV 
bleiben mit 71% der Einnahmen aus Lohnprozenten und nur 8.6% aus den MWST-Einnahmen 
sowie Bundesbeiträge und Erträgen aus den AHV-Fonds. Betroffen sind zudem nur der Normalsatz 
(8.1% auf 8.5%) und der Hotellerie-Sondersatz (3.8% auf 4%) nicht jedoch der reduzierte Satz für 
Güter des täglichen Bedarfs. Auch auf Miete und Krankenkassenprämien, welche für viele der 
grösste Ausgabenposten sind, werden weiterhin keine MWST erhoben. Für einen Grossteil der 
Bevölkerung bedeutet die Erhöhung monatlich zusätzliche Ausgaben von 5- 10 CHF welche sie im 
Rahmen ihrer Rente um ein Vielfaches zurückerhalten werden. Bei einem Nein gerät die AHV in 
Schieflage. Ohne Zusatzfinanzierung sind die Ausgaben höher als die Einnahmen. Dank guter Ab-
schlüsse an den Finanzmärkten kann die 13. Rente zwei Jahre lang aus den Reserven bezahlt 
werden. Danach braucht es jedoch eine Finanzierung. Die SVP und FDP haben einen klaren Plan: 
Sie wollen die AHV in die roten Zahlen laufen lassen und dann im Rahmen der AHV 2030 eine 
Rentenaltererhöhung durchdrücken. Da die AHV das beliebteste Sozialwerk der Schweiz ist, set-
zen sie setzen darauf, dass die Bevölkerung aus Sorge um die AHV zustimmen würde. Zusätzlich 
diskutiert das Parlament zurzeit eine Revision der Hinterlassenenrente. Dabei will der Bundesrat 
700 Mio. auf Kosten der Frauen sparen.  
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Ohne rasche Finanzierung der 13. Rente wird der Druck auf diese Vorlage zunehmen. Zudem liegt 
die Mitte-Initiative zur Aufhebung des Ehepaarplafonds auf dem Tisch, von der heute 92 % der 
Ehepaare betroffen sind.   
Die SP will einen Gegenvorschlag ausarbeiten, der die mittleren und tiefen Ehepaar-Renten erhöht. 
Dieser AHV-Ausbau soll mittels Lohnprozente finanziert werden. Die 13. AHV hat gezeigt, dass 
solche Projekte mehrheitsfähig sein können – aber nur, solange die AHV finanziell gut dasteht.  
Gerät die AHV in Schieflage, sind diese Projekte vom Tisch und ein weiterer AHV-Ausbau rückt in 
weite Ferne. 
 
Christiane Aeschmann präsentiert das Co-Referat. 
Die Erhöhung der Mehrwertsteuer ist für mich kein „gut helvetischer“ Kompromiss, sondern ein 

fauler Kompromiss. Letztlich hat sich die bürgerliche Mehrheit durchgesetzt und es wurde ge-
schafft, die Linke dazu zu bringen, eine Kopfsteuer schönzureden. 
Die Aussage, dass jeder Franken, der in die AHV fliesst, ein sozialer Franken sei, greift zu kurz. 
Können wir uns wirklich so in die Enge drängen lassen, dass wir einer solchen Finanzierung zu-
stimmen? Die AHV basiert auf Solidarität, und dieses Prinzip darf nicht unterhöhlt werden. 
Eine stärkere Finanzierung der AHV über die MWST belastet insbesondere die unteren und mittle-
ren Haushalte. Sie zahlen dadurch im Verhältnis zu ihrem Einkommen mehr in die AHV ein, als 
wenn dieselbe Summe über die Lohnprozente finanziert würde. 
Je stärker wir die AHV über die MWST finanzieren, desto geringer wird die Umverteilung. Daran 
ändern auch die vielen Argumente für die MWST nichts. Es stimmt beispielsweise nicht, dass Per-
sonen mit hohen Einkommen automatisch mehr MWST bezahlen, nur weil sie mehr konsumieren, 
denn mit zunehmendem Einkommen sinkt der Anteil des Einkommens, der für den Konsum aus-
gegeben wird. 
Auch bei Ausgaben wie Miete und Krankenkassenprämien profitieren Personen mit höheren Ein-
kommen nicht grundsätzlich stärker von der Finanzierung über die MWST. Steuererhöhungen über 
die MWST werden letztlich auf diejenigen überwälzt, die konsumieren. 
Besonders problematisch finde ich den Gedanken, dass wir als Rentner:innen mit der MWST un-
sere eigene AHV mitfinanzieren sollen. Viele von uns haben während ihres Erwerbslebens Beiträge 
bezahlt und über Bundessteuern zur Finanzierung des Gemeinwesens beigetragen. Dank der 
Steuerprogression leisten Personen mit höheren Einkommen dabei einen entsprechend grösseren 
Beitrag und finanzieren ebenfalls über den Bundesbeitrag einen Teil der AHV. 
Aus diesen Gründen werde ich Nein stimmen. 
 
Die GL beantrag die Ja-Parole 
 
Frage Jonas aus der Juso: 
Verstehe ich dich richtig, dass die AHV bisher nicht über die Mehrwertsteuer finanziert wurde? Wie 
könnt ihr sicherstellen, dass die zusätzliche Finanzierung über die Mehrwertsteuer nicht der erste 
Schritt in Richtung eines Abbaus der AHV und der Solidarität innerhalb der AHV ist? 
 
Bereits mit der STAF-Vorlage wurden zusätzliche Mittel aus der Mehrwertsteuer bzw. über die 
Mehrwertsteuer generiert. Mit der aktuellen Vorlage würde sich die Finanzierung nun verschieben 
und damit eine gesicherte und solidarische AHV stärken.  
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Frage Nicola von der Juso: 
Warum sollten wir diese Vorlage unterstützen, wenn sie ursprünglich von SVP, FDP und GLP mit-
getragen wurde? Wäre es nicht konsequenter, die Vorlage an der Urne abzulehnen und das Par-
lament damit zu beauftragen, eine neue, tragfähige Finanzierungslösung auszuarbeiten? 
 
Die Zeit für die Ausarbeitung einer neuen Vorlage reicht nicht. Die SVP und die FDP haben die 
Vorlage zuletzt abgelehnt, da sie eine Finanzierung durch die Erhöhung des Rentenalters wollen.  
 
Frage Matteo Langenegger von der SP Bern Süd: 
Flavia hat die Finanzierungslücken aufgezeigt. Haben wir mit der MWST-Erhöhung die Finanzie-
rung gesichert oder braucht es weitere Massnahmen? 
Es gibt weitere Aufbaupläne für die AHV, diese werden jedoch bei einem Nein noch schwieriger 
umzusetzen sein.  
 
Frage Klaus Balzer SP Länggasse: 
Wenn wir die Ja-Parole beschliessen, ist es nicht ausgeschlossen, dass am Schluss das Stimmvolk 
nein sagt. Wir müssten darüber nachdenken, was das Notfallszenario ist. 
 
Flavia meint es sei entscheidend, welche Parole wir fassen und wie überzeugend und entschlossen 
wir uns dafür einsetzten.   
 
Matteo Langenegger von der SP Bern Süd:  
Die 13. AHV-Rente ist einer der grössten sozialpolitischen Erfolge der letzten Jahrzehnte. Gerade 
deshalb bin ich froh, dass wir heute – wenn auch erst auf Antrag – ein Kontrareferat hören können. 
Danke, Christiane. 
Mein Problem ist nicht die 13. AHV-Rente, sondern ihre Finanzierung über die Mehrwertsteuer. Es 
ist sozialpolitisch falsch, eine Sozialleistung über eine Steuer zu finanzieren, die Menschen mit klei-
nen Einkommen verhältnismässig stärker belastet. 
Samira Marti hat in ihrem Arbeitspapier aufgezeigt: Die unteren zwei Drittel der Haushalte tragen 
einen grossen Teil dieser zusätzlichen Finanzierung. Je stärker wir über die Mehrwertsteuer finan-
zieren, desto kleiner wird der Umverteilungseffekt der 13. AHV-Rente. Am Ende zahlen gerade die 
Kleinverdienenden einen überproportionalen Teil mit – und auch die Pensionierten finanzieren 
über ihren Konsum teilweise ihre eigene 13. AHV-Rente mit. 
Dazu kommt ein strategisches Risiko: Die Vorlage braucht Volks- und Ständemehr, während SVP 
und FDP sie ablehnen. Mit einer Mehrwertsteuererhöhung liefern wir gleichzeitig ein Argument für 
weitere Steuererhöhungen auf dem Silbertablett. 
Ich finde deshalb: Wir sollten die 13. AHV-Rente verteidigen – aber mit einer Finanzierung, die un-
serem sozialpolitischen Anspruch entspricht. Wer mehr leisten kann, soll auch mehr beitragen. 
 
Mayra Faccio SP Köniz: 
Wir müssen heute eine Frage beantworten: Wer soll die 13. AHV-Rente bezahlen? 
Ich bin überzeugt: Die Finanzierung über die Mehrwertsteuer ist die falsche Antwort. Sie trifft gera-
de jene stärker, die einen grossen Teil ihres Einkommens für das tägliche Leben ausgeben. 
Ein Solidarwerk muss solidarisch finanziert werden. Mit einer Mehrwertsteuererhöhung bitten wir 
aber nicht jene stärker zur Kasse, die es sich leisten können, wir bitten die gesamte Bevölkerung. 
Die entscheidende Frage muss deshalb sein: Wie verteilen wir den Wohlstand und das Vermögen 
der Reichsten? Genau darum geht es im Kern unserer sozialistischen Idee. 
Auch strategisch halte ich ein Ja für falsch. Wenn wir heute einer Mehrwertsteuererhöhung zu-
stimmen, wie wollen wir dann glaubwürdig gegen die nächste Erhöhung argumentieren, etwa 
wenn es um zusätzliche Ausgaben für die Armee geht? 
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Wir müssen deshalb heute eine rote Linie ziehen. Unser Nein ist kein Nein zur 13. AHV-Rente. Es 
ist ein Nein zu einer bequemen Finanzierung, die nicht unserem Verständnis von sozialer Gerech-
tigkeit entspricht. 
 
Nicolas Peters von der Juso: 
Ich habe nicht daran geglaubt, dass wir die Abstimmung über die 13. AHV-Rente gewinnen wür-
den. Aber wie so oft, wenn wir gewinnen, dürfen wir in diesem Land offenbar nicht recht haben. Mit 
allen Mitteln wird versucht, unseren Erfolg wieder umzudrehen. 
Was jetzt vorliegt, ist weder eine grüne noch eine SP-Vorlage und auch kein Kompromiss, den wir 
als SP einfach mittragen müssen. Wir sind nicht verpflichtet, Ja zu sagen. 
Als Sozialdemokratinnen und Sozialdemokraten sind wir gegen Konsumsteuern. Wir wollen nicht 
diejenigen stärker belasten, die ihr Einkommen für ihren täglichen Konsum ausgeben. Wir wollen 
das Kapital zur Kasse bitten. 
Diese Vorlage ist vielleicht nicht die unsozialste Lösung. Aber sie ist nicht unsere Lösung. 
Wir sollten deshalb unserer politischen Überzeugung treu bleiben: Wir sind gegen die Mehrwert-
steuer als sozialpolitisches Finanzierungsinstrument und gegen jede weitere Belastung über Kon-
sumsteuern. Deshalb sage ich Nein zu dieser Finanzierung. 
 
Nina Schlup von der Juso: 
Im Parlament haben wir keine Mehrheit, viele Menschen in Bevölkerung kantonal und national un-
terstützen uns, aber nur wenn wir Politik machen für die Menschen. 
Die SP will Partei der Kaufkraft sein und die Erhöhung der Mehrwertsteuer unterstützen. Soziale 
Anliegen gegeneinander ausgespielt. Das dürfen wir nicht akzeptieren. 
Die Frage ist, mit wem suchen wir den Dialog: Diese Vorlage stammt nicht im Dialog mit der Bevöl-
kerung, sondern mit den Superreichen. Wie sonst erklärbar, dass Menschen mit niedrigem Ein-
kommen dafür sorgen sollen, dass alle ein Alter in Würde erhalten. 
Denn Erhöhung der MwSt. bedeutet, dass die arbeitende Bevölkerung wird zur Kasse gebeten 
wird, während superreiche weiter Steuergeschenke erhalten. 
Wo ziehen wir die Grenze? Wann ist stopp mit Umverteilung von unten nach oben. Wann wird sich 
die SP ihrer klassenkämpferischen Verantwortung bewusst? Ich hoffe heute. 
 
Vera Diener von Juso: 
Wenn ihr wirklich hier seid, dann wärt ihr vielleicht lieber an einem anderen Ort. Denn bei gefühlt 
30 Wortmeldungen teilen wir inzwischen etwa dreieinhalb Argumente untereinander auf. 
Aber ich möchte ein anderes Bild aufgreifen. Wir kennen das Bild mit den drei Personen vor der 
Mauer: Equality, Equity und Justice. 
Equality heisst: Alle bekommen das Gleiche. 
Equity heisst: Wir geben den Menschen das, was sie brauchen, um das Hindernis zu überwinden. 
Und Justice geht noch einen Schritt weiter: Wir verändern die Verhältnisse, die dieses Hindernis 
überhaupt erst schaffen. 
Genau darum geht es für mich bei der Finanzierung der 13. AHV. 
Die Mehrwertsteuer gibt allen die gleiche Rechnung aber sie berücksichtigt nicht, dass Menschen 
unterschiedlich viel tragen können. Unsere Aufgabe als SP muss sein, nicht einfach alle gleich zu 
belasten, sondern für eine Finanzierung zu sorgen, die soziale Gerechtigkeit schafft. 
Wir sollten nicht nur den Ausblick über die Mauer ermöglichen. Wir sollten dafür sorgen, dass die 
Mauer verschwindet. 
Und deshalb sage ich Nein zu dieser Finanzierung. 
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Edith Siegenthaler von der SP Bern Süd: 
Wir werden heute noch viele Argumente hören. Für mich ist aber ein Punkt zentral: Die Bürgerli-
chen wollen keine tragfähige Lösung, weil sie das Rentenalter erhöhen wollen. 
Das haben wir bereits bei der Altersvorsorge 2020 erlebt. Heute haben wir ein Rentenalter von 65 
Jahren. Ich hätte damals ein Jahr weniger arbeiten müssen. 
Ich will nicht noch einmal solche Spielchen erleben. Ich will jetzt eine Lösung für die Finanzierung 
der 13. AHV-Rente. 
Wenn die Bürgerlichen keine Finanzierung wollen, dann auch deshalb, weil sie damit den Weg für 
eine Erhöhung des Rentenalters offenhalten wollen. Genau deshalb bin ich froh, dass unsere Frak-
tion Verantwortung übernommen und eine konkrete Lösung mitgetragen hat. 
Wir sollten uns nicht in die nächste Runde über das Rentenalter treiben lassen. Wir haben einen 
sozialpolitischen Erfolg errungen, jetzt müssen wir ihn auch finanzieren. 
Meine Empfehlung ist deshalb ein klares Ja. 

 
Masashi Miyoshi von der Juso Bilingue: 
Es gibt kaum eine unsozialere Finanzierung der 13. AHV-Rente als den vorliegenden Vorschlag. 
Denn dieser stellt lediglich eine Teilfinanzierung dar und könnte uns in absehbarer Zeit zu einer 
Erhöhung des Rentenalters zwingen. In ein paar Jahren werden wir somit die Debatte über die 
Finanzierung der AHV erneut führen müssen. 
Durch die uns vorgegaukelten wirtschaftlichen Zwänge und die vermeintlich leere Bundeskasse 
könnte ein Rentenalter von 66 oder 67 Jahren mehrheitsfähig werden. 
Zusätzlich reiht sich die aktuelle Vorlage in eine Vielzahl von Beschlüssen ein, welche uns Arbei-
ter:innen und Rentner:innen treffen. Die SP trägt diese teilweise mit. So verweigerte sie erst kürzlich 
die Unterstützung eines Referendums gegen das nationale Sparpaket. 
Wenn die SP nun auch noch eine Erhöhung der Mehrwertsteuer unterstützt, stärkt sie damit aus 
meiner Sicht eine Politik, die zur weiteren Verarmung und Prekarisierung der Gesellschaft beitra-
gen kann. 
Die hart erkämpfte 13. AHV-Rente wird damit letztlich durch höhere Mehrwertsteuern und zusätzli-
che Sozialausgaben belastet. 
 
Roquet Hervé vom PSR: 
Wir hören immer wieder von einer nachhaltigen Finanzierung. Aber seien wir ehrlich: Das hier ist 
keine nachhaltige Finanzierung. 
Die Mehrwertsteuer wird dort erhoben, wo konsumiert wird. Und diejenigen, die einen grossen Teil 
ihres Einkommens für den täglichen Konsum ausgeben müssen, werden dadurch verhältnismässig 
stärker belastet. 
Ich frage mich deshalb: Wollen wir wirklich eine Kampagne für eine rechte Halblösung führen? 
Eine Lösung, die unser Image nachhaltig beschädigen kann? 
Unsere Politik wird von rechts ohnehin immer wieder so dargestellt, als wollten wir bei jeder Gele-
genheit die Steuern erhöhen. Wollen wir den Bürgerlichen dafür wirklich die Argumente liefern? 
Wollen wir am Ende die Wasserträger für eine bürgerliche Steuerpolitik spielen? 
Ich finde: Das können wir nicht mittragen. 
Es geht nicht darum, die 13. AHV-Rente abzulehnen. Es geht darum, ob wir diese konkrete Finan-
zierung als SP unterstützen können. 
Deshalb stelle ich den Antrag auf Stimmfreigabe. 
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Levin Koller von der SP Biel Stadt Ost: 
Unsere Steuerpolitik hat sich in den letzten Jahrzehnten in die falsche Richtung entwickelt: Vermö-
gen wurde entlastet, während die Bevölkerung immer stärker über Krankenkassenprämien und 
indirekte Steuern belastet wird. Gleichzeitig werden Milliardäre mächtiger, während viele Rentne-
rinnen und Rentner mit sinkender Kaufkraft und steigenden Belastungen kämpfen. 
Wir als SP wollen die Lohnabhängigen entlasten. Deshalb werde ich heute Nein zur Finanzierung 
über die Mehrwertsteuer sagen. 
Wir haben mit unserer politischen Mehrheit die Möglichkeit, beim Rentenalter eine rote Linie zu 
ziehen. Und wir haben andere Möglichkeiten, die AHV zu finanzieren – zum Beispiel über die 
Lohnprozente. Genau diese Diskussion müssen wir führen. 
Ein Ja zur Mehrwertsteuer würde aus meiner Sicht unsere Glaubwürdigkeit beschädigen. Wir sa-
gen seit Jahren «Tax the Rich». Wenn wir jetzt ausgerechnet eine Konsumsteuer unterstützen, die 
alle trifft, senden wir ein widersprüchliches Signal. 
Und wir müssen uns auch fragen: Warum wählen Arbeiterinnen und Arbeiter nicht uns? Wenn wir 
für höhere Konsumsteuern eintreten und die SVP uns gleichzeitig als Partei darstellen kann, die 
immer mehr Steuern will, dann entfernen wir uns von den Menschen, die wir vertreten wollen. 
Wir können stattdessen dafür kämpfen, dass diejenigen stärker beitragen, die es sich leisten kön-
nen. Damit können wir der AHV zusätzliche Milliarden zuführen  und gleichzeitig unserer politi-
schen Linie treu bleiben. 
 
Lena Allenspach von SPAK: 
Es wurde gesagt, wir müssten den Entscheid an der Urne korrigieren. Ich sehe das anders. Ich 
habe in meiner Arbeit bei der SP erlebt, wie wichtig es ist, für soziale und langfristig tragfähige Lö-
sungen einzustehen – auch dann, wenn sie politisch nicht einfach sind. 
Wenn wir heute Nein sagen, spielen wir aus meiner Sicht der SVP in die Hände. Statt die 1. Säule 
zu stärken, riskieren wir, dass die 13. AHV-Rente wieder grundsätzlich infrage gestellt wird. 
Ich möchte, dass wir die 1. Säule jetzt stärken und gleichzeitig die Witwenrenten für Frauen si-
chern. Dafür braucht es eine verlässliche Finanzierung. 
Und wir sollten auch klar sagen, was die Mehrwertsteuer bedeutet: Nicht nur Lohnabhängige fi-
nanzieren die AHV. Auch Menschen mit Kapitaleinkommen tragen über ihren Konsum bei – und 
ebenso ausländische Touristinnen und Touristen, die hier konsumieren. 
Wir sollten deshalb nicht aus Angst Nein sagen, weil eine Vorlage vielleicht an der Urne scheitern 
könnte. Wir sollten für das einstehen, was wir erreicht haben, und für eine starke AHV kämpfen. 
 
Stefan Wüthrich von der SPAK: 
Ich bin klar für ein Ja. 
Dank der 13. AHV-Rente werden die AHV-Renten erstmals seit 1975 wieder spürbar gestärkt. Ge-
rade für Rentnerinnen und Rentner mit tiefen Einkommen ist das wichtig – insbesondere auch 
angesichts der deutlich gesunkenen Leistungen der Pensionskassen. 
Als Mitglied der SP und als Gewerkschafter bin ich bereit, meinen Beitrag zu leisten, damit die AHV 
langfristig finanziert werden kann. Die Mehrwertsteuer ist dabei nicht die perfekte Lösung. Aber wir 
müssen uns bewusst sein: Nur rund 60 Prozent der Mehrwertsteuereinnahmen stammen von priva-
ten Konsumentinnen und Konsumenten. Zudem wurde die Mehrwertsteuer bereits zweimal zur 
Finanzierung der AHV eingesetzt. 
Für mich ist deshalb entscheidend: Wir brauchen jetzt eine Lösung. Wir haben mit der 13. AHV-
Rente einen wichtigen sozialpolitischen Fortschritt erreicht. Jetzt müssen wir dafür sorgen, dass er 
auch finanziert werden kann. 
Ich will eine starke AHV und eine solidarische Finanzierung.  
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Tamar Funiciello von der Deputation: 
Ich liebe dies Patei ich finde die Diskussion grandios und wichtig. Für mich ist das eine der besten 
Diskussionen der letzten Monate. Denn inhaltlich sind wir uns eigentlich einig: Wenn wir frei wählen 
könnten, würden wir die AHV über Lohnprozente finanzieren. 
Die Frage ist aber: Finanzieren wir die AHV jetzt – oder nicht? 
Solange wir in einem kapitalistischen System leben, wird die Finanzierung der AHV nie endgültig 
gelöst sein. Deshalb geht es für mich heute auch um eine strategische Frage: Wie positionieren wir 
uns in diesem politischen Feld? 
Das unterscheidet die heutige Situation von der Altersvorsorge 2020. Damals konnten wir darüber 
diskutieren, ob wir den nächsten Schritt machen oder am Status quo festhalten. Heute haben wir 
einen Status quo, der gegen uns arbeitet. Wenn wir die Finanzierung nicht sichern, entstehen Lö-
cher. Das ist schlecht für die AHV – und politisch spielt es den Bürgerlichen in die Hände. 
Wir haben alles versucht, um eine andere Finanzierung durchzusetzen. Wir haben unsere Argu-
mente entwickelt und in unserem Papier festgehalten. Aber wir müssen uns auch fragen: Wie rea-
listisch ist es, dass wir kurzfristig eine Finanzierung über Lohnprozente oder «Tax the Rich» durch-
bringen? 
Und vor allem: Wer bezahlt den Preis, wenn wir heute keine Lösung haben? 
Es sind nicht die Reichsten, die am stärksten betroffen sind. Es sind die Frauen, die auf die Wit-
wenrenten angewiesen sind, und Menschen, die sich politisch am wenigsten wehren können. 
Wir müssen aufpassen, dass am Ende nicht genau das passiert, was die Rechte will: dass wir bei 
der AHV-Löcher entstehen lassen und dann unter Spardruck Gelder aus anderen sozialen Berei-
chen zur AHV verschieben. 
Deshalb geht es für mich heute nicht darum, ob die Finanzierung perfekt ist. Es geht darum, ob wir 
die AHV stärken und ihre Leistungen sichern wollen. 
 
Die GL beantragt die Ja-Parole. 
 
Eventualantrag Hervé Roquet von der PSR: 
Sollte in einer ersten Abstimmung die Ja-Parole gefasst werden, stellt er Antrag auf Stimmfreigabe.  
 
Die Ja-Parole wird mit 70 zu 28 Stimmen bei 2 Enthaltungen gefasst. Der Eventualantrag kommt 
zum Tragen und wird von Hervé Roquet präsentiert. 
 
Die Ja-Parole wird angenommen. Es kommt nicht zur Stimmfreigabe. 
 
6.2 Volksinitiative «Für eine Einschränkung von Feuerwerk» 
Maurane Riesen präsentiert die Feuerwerksinitiative. 
Der Gebrauch von Feuerwerk belastet die Natur und unsere Umwelt, insbesondere Tier und Mit-
menschen mit Geräuschemissionen und Abfallverschmutzung. Die Initiative will der Verkauf und 
die Verwendung von Feuerwerkskörpern, die Lärm erzeugen, verbieten. 
Für Anlässe von überregionaler Bedeutung kann die zuständige kantonale Behörde auf Gesuch 
hin Ausnahmebewilligungen vom Verbot erteilen. Für den Vollzug der Vorschriften sind die Kanto-
ne zuständig, soweit das Gesetz ihn nicht dem Bund vorbehält. Die Ausführungsbestimmungen zu 
Artikel 74a treten spätestens zwei Jahre nach dessen Annahme durch Volk und Stände in Kraft. 
 
Die GL beantragt die Ja-Parole 
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Meret Schindler vom der SP Bern Bümpliz: 
Wir haben heute schon viel darüber gesprochen, wie Mehrheiten und Minderheiten zustande 
kommen. Ich möchte deshalb nur einen kurzen Punkt machen. 
Wir haben im Jahr gerade einmal zwei Tage Feuerwerk, diese Möglichkeit möchte ich mir nicht 
nehmen lassen. Deshalb werde ich Nein stimmen.  
 
Die Ja-Parole wird angenommen. 
 
Ordnungsantrag von Nicolas Peters von der Juso: 
Der Antrag wird auf Wiedereröffnung der Parolenfassung zu Ernährungsinitiative gestellt.  
Zora weisst auf die zeitliche Verspätung hin, und darauf, dass das PL-Pult bei der Abstimmung 
nicht mitgezählt wurde.  
 
Der Antrag wird mit 51 zu 32 Stimmen bei 3 Enthaltungen abgelehnt. 
 
6.3 Volksinitiative «Ja zu fairen Bundessteuern auch für Ehepaare – Diskriminierung der Ehe 

endlich abschaffen!» 
 
Andrea Zryd präsentiert die Initiative. 
 
Die SP hat sich für die Individualbesteuerung eingesetzt und am 8. März hat die Bevölkerung die-
ser Lösung zugestimmt. Damit wird die unterschiedliche steuerliche Behandlung von verheirateten 
und unverheirateten Paaren bei der direkten Bundessteuer beendet. Die gemeinsame besteuerung 
auf Bundesebenen und einer getrennten besteuerung auf kantonaler Ebene sind aufwändig und 
nicht koherent, wir wollen ein Steuersystem, das nicht vom Zivilstand abhängig ist, sondern von der 
individuellen wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit. Zusätzlich schätzt der Bundesrat die möglichen 
Mindereinnahmen der Mitte-Initiative bei einer alternativen Steuerberechnung auf 700 Millionen bis 
1,4 Milliarden Franken pro Jahr. 
 
Die GL beantragt die Nein-Parole. 
 
Die Nein-Parole wird mit 1 Gegenstimme und 2 Enthaltungen angenommen.  
 
 
6.4 Änderung vom 19. Dezember 2025 des Bundesgesetzes über das Kriegsmaterial 

(Kriegsmaterialgesetz, KMG) 
 
Tamara Funicello präsentiert die Initiative. 
 
Bei der Änderung des KMG geht es um mehrere Anpassungen. Unter anderem sollen 25 Staaten 
die Möglichkeit erhalten, mit Schweizer Waffen beliefert zu werden. Zudem ist eine Abschaffung 
der Nichtwiederausfuhrerklärung vorgesehen, damit dürfen Staaten die Waffen aus der Schweiz 
importiert haben, diese auch wieder an andere Länder exportieren. Die  Vorlage bewirkt ein Kon-
trollverlust über den Endverbleib der exportierten Waffen, da der Weiterverkauf und die Weitergabe 
von Waffen nur schwer kontrollierbar werden. 
Neu soll der Bundesrat die Kompetenz erhalten, zu entscheiden, ob entsprechende Regelungen 
erlassen werden sollen. Damit würden Parlament und Volk bei diesen Entscheiden weitgehend 
ausgeschlossen. Zudem benötigt die Metallindustrie, welche ihre Produktion um 43% im vergleich 
zum Vorjahr steigern konnte, keine zusätzliche Unterstützung durch die Produktion und den Export 
von Waffen.  
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Die GL beantragt die Nein-Parole. 
 
Die Nein-Parole wird mit einstimmig angenommen.  
 
Ordnungsantrag Daniel Wildhaber: 
Um die Verabschiedung von Christoph Ammann zeitlich nicht noch weiter nach hinten zu verzö-
gern, wir der Antrag gestellt, Traktandum 8 und 7 zu tauschen. 
 
Der Antrag wird einstimmig angenommen.  
 

7 VERABSCHIEDUNG CHRISTOPH AMMANN 
 
Evi Allemann verabschiedet Christoph Ammann. 
 
Als du mir vor längerer Zeit anvertraut hast, dass du nicht mehr zur Wiederwahl antreten wirst, wur-
de mir bewusst, was dein Abschied für uns bedeutet. Mit dir verlassen uns ein Stil, eine Haltung, 
ein Gewissen, ein bestimmtes Führungsselbstverständnis und eine Verlässlichkeit, die über die 
Jahre beinahe selbstverständlich geworden sind. 
Wir waren acht Jahre gemeinsam im Regierungsrat und haben jede Woche zusammengearbeitet. 
Der Mittwoch war unser Regierungssitzungstag. Vielleicht denkst du beim Abschied an gewisse 
Entscheide oder an bestimmte Menschen zurück. Ich denke sehr oft an dich und an unsere ge-
meinsame Zeit. 
Du warst eine prägende Figur – für das Klima im Regierungsrat, für die Sache und für unsere ge-
meinsamen Werte. 
Im Juli 2016 hast du als Volkswirtschaftsdirektor den WEA-Schlüssel übernommen. 2019 wurdest 
du Regierungspräsident, und dieses Präsidialjahr fiel Covid-bedingt in eine aussergewöhnliche 
Zeit. Du musstest führen, entscheiden und kommunizieren – teilweise unter Notrecht. Du hast die-
se schwierige Zeit mit grosser Ruhe gemeistert und dafür gesorgt, dass der Regierungsrat ge-
schlossen auftrat und die Debatte gemeinsam geführt wurde. Du hast verhindert, dass wir uns aus-
einanderdividieren liessen. Das hat auch die Stimmung in der SP getragen. 
Du hast Verantwortung für die Härtefallprogramme übernommen und dafür sogar aus gegneri-
schen politischen Lagern Applaus erhalten. Du hast die Programme nachhaltig und gut aufgestellt. 
Die Bilanz gibt dir recht. 
Auch die Energiekrise, ausgelöst durch den russischen Angriffskrieg, hat dich stark beschäftigt. 
 Du hast dich mit deinem Team intensiv für die Energieversorgung eingesetzt und das Energiege-
setz erfolgreich zum Abschluss gebracht. Heute besteht ein Verfassungsauftrag, spätestens bis 
2050 klimaneutral zu werden. 
Dabei hast du dich nicht einfach auf das Abarbeiten von Aufträgen beschränkt. Du hast die Fach-
leute einbezogen, ihnen zugehört und deine Dossiers auf der Metaebene mit viel Feingefühl ge-
führt. Es gibt genügend Beispiele für lautes und spektakuläres politisches Auftreten. Du bist deine 
Dossiers hingegen mit Seriosität und Ernsthaftigkeit angegangen. 
Wir schätzen deinen trockenen Humor und deine Gelassenheit sehr. Beides hat die gemeinsame 
Arbeit immer wieder bereichert. 
 
Als Mensch und Weggefährte können andere Leute jedoch noch besser zurückblicken. 
Stefan und Christoph Regez sind nämlich am selben Tag der SP beigetreten. 
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Stefan Regez begrüsst die anwesenden.  
 
Ich habe einen klaren Auftrag erhalten: Ich soll etwas Persönliches zu Christoph sagen. 
Wir beide sind in Meiringen aufgewachsen, waren gemeinsam am Gymnasium in Interlaken und 
haben anschliessend in Bern studiert. Wir haben sieben Jahre Tür an Tür gewohnt, gemeinsam 
Ferien verbracht und sogar ein Grümpelturnier gewonnen. 1991 sind wir gemeinsam in die SP 
eingetreten. Man könnte fast meinen, wir seien damals eine kleine SP-Sektion im Oberland gewe-
sen. 
In Meiringen wurde damals seriös politisiert. Auch der Militärflugplatz hat immer wieder für Diskus-
sionen gesorgt. Ich erinnere mich an eine besonders hitzige Diskussion im Jahr 1997. Damals 
wurde mir gesagt: «Seit du mit diesem Ammann verkehrst, bist du auf die schiefe Bahn geraten.» 
Christoph, du wurdest später zum Gemeindepräsidenten gewählt. Als wir noch jung waren und 
über unsere Zukunft und unsere Träume gesprochen haben, haben wir gross gedacht. Wir haben 
uns gefragt, was aus uns werden könnte. Für dich war eines der grossen Ziele das Regierungsrat-
samt im Kanton Bern. Während andere auf dem Weg dorthin gescheitert sind, hast du es ge-
schafft. 
Dich haben dabei deine Zielstrebigkeit, deine Ausdauer und deine Menschlichkeit ausgezeichnet. 
Dazu kommen dein Humor und deine Fähigkeit, über dich selbst zu lachen, Sprüche einzustecken 
und auch in schwierigen Situationen gelassen zu reagieren. 
Im Haslital waren wir besonders stolz darauf, nach über 100 Jahren wieder einen Vertreter in der 
Berner Regierung zu haben. 
Du bist zudem Mitglied in einem Kegelklub. Dort sind alle älter als du, und keiner ist SP-Mitglied. 
Woche für Woche wurde dir dort gesagt, wenn jemand mit einer politischen Entscheidung nicht 
einverstanden war. Auch deine Frau und deine Kinder haben dich immer wieder auf den Boden 
der Realität zurückgeholt. 
Christoph, du gehst nun in den verdienten politischen Ruhestand. Ob das für dein Umfeld ein 
Fluch oder ein Segen ist, wird sich noch zeigen. 
 
 
Christoph Ammann bedankt sich bei den Anwesenden. 
Ich bin jetzt sehr berührt. Vielen Dank für eure offenen und würdigenden Worte. 
Es war mir eine Ehre und gleichzeitig eine Verpflichtung, für die SP und für die Menschen in die-
sem Kanton politische Arbeit leisten zu dürfen. Ich liebe diese Partei, ich liebe die politischen Dis-
kussionen und ich schätze eine Partei, die versucht, den Platz von Minderheiten zu stärken. Die SP 
bedeutet mir nach wie vor sehr viel. 
Ich nehme vieles aus dieser Zeit mit, was mich nachhaltig geprägt hat. Ich denke an die vielen gu-
ten und vertraulichen Gespräche zurück und an die Überlegungen, wie wir politische Positionen 
mehrheitsfähig machen konnten. Ich denke an viele Erfolge, im Kleinen wie im Grossen. 
Ich habe politische Verantwortung und Herausforderungen immer angenommen und getragen. Ich 
bleibe ein politischer Mensch und werde auch weiterhin für meine Überzeugungen einstehen und 
mich engagieren – vielleicht künftig etwas mehr im Hintergrund. 
Ich danke euch allen aus tiefstem Herzen: dem Parteipräsidium, dem Sekretariat, der Fraktion, 
Barbara Egger und Evi für die gemeinsame Arbeit. Evi, dir danke ich besonders für deine Arbeit 
und für diese Rede. Sie zeichnet in erster Linie dich und nicht mich aus. 
Ich danke euch allen für die Unterstützung und für die gute Zusammenarbeit. 
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8 VERABSCHIEDUNG UND WAHL IN DIE GESCHÄFTSLEI-
TUNG 

8.1 Verabschiedung Elisabeth Beck und Siri Ryser 
 
Maurane Rieser verabschiedet Elisabeth Beck und Siri Ryser aus ihren Positionen in der GL. 

Elisabeth Beck wurde am 25. Mai 2019 vom Parteitag als freigewähltes frankophones Mitglied in 
die Geschäftsleitung gewählt. Per Parteitag vom 26.08.2026 hat sie der Geschäftsleitung den 
Rücktritt aus privaten Gründen mitgeteilt. Elisabeth Beck war ein wichtiges Bindeglied zum franko-
phonen Teil des Kantons Bern und hat sich auch dieses Jahr stark im Wahlkampf engagiert. 

Siri Ryser wurde am 05. Mai 2024 vom Parteitag als Vertretung der JUSO in die Geschäftsleitung 
gewählt. Per Parteitag vom 26.08.2026 hat sie der Geschäftsleitung den Rücktritt, gekoppelt an 
das Ende ihres Amtes als JUSO Co-Präsidentin, mitgeteilt. Ihre koordinative Tätigkeit und vielseiti-
gen Beiträge zur Geschäftsleitung brachten immer wieder wichtige und fruchtbare Beiträge für 
beide Seiten.  

Die Geschäftsleitung dankt Elisabeth Beck und Siri Ryser herzlich für ihr Engagement und wünscht 
ihnen alles Gute. 
 
Siri Ryser bedankt sich für die Verabschiedung und die Zeit in der GL. Sie betont, dass die politi-
sche Arbeit nicht nur im Parlament, sondern auch auf der Strasse und in Gemeinschaften stattfin-
den muss und sich gestärkt und mit möglichst wenig Kompromissen gegen Faschismus und Aus-
beutung stellt.  

8.2 Freigewähltes frankophones Mitglied 
 
Oriana Pardini stellt Noah Mollard vor. 
 
Noah Mollard stellt sich vor. Er möchte sich aktiv für die Partei einsetzten und sowohl den Blick-
winkel des Frankophonen Teils des Kantons vertreten als auch und sich an deren gesamten kan-
tonalen Strategie beteiligen.  
 
Wortbegehren Hervé Roquet vom PSR: 
Wir vom PSR empfehlen Noah wärmstens zur Wahl. Er hat eine ausserordentliche Begeistert für 
die Politik, ist stehts gut informiert, zeigt ein gutes strategisches Denken mit geistreichen Ideen und   
bringt Geduld mit, wenn es nötig ist. Seine Arbeit ist und war für den PSR stets von grossem Wert.  
 
Die GL empfiehlt die Wahl von Noah Mollard in die Geschäftsleitung.  
 
Noah Mollard wird einstimmig in die Geschäftsleitung gewählt.  
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8.3 Vertretung der Juso Kanton Bern  
 
Oriana Pardini entschuldigt Charlotte Günther die von einer persönlichen Teilnahme am Parteitag 
verhindert ist und sich via Video vorstellt.  
 
Die Juso und die GL empfiehlt die Wahl von Charlotte Günther in die GL. 
 
Charlotte Günther wird einstimmig in die GL gewählt.  
 

9 REVISION STATUTEN 
 
Michael Aebersold präsentiert die Synopse der Statutenänderung.  
 
Die FIKO wird dabei auf Stufe der Statuten etabliert und am nächsten Parteitag gewählt. Sie ist 
somit stufengleich mit der GPK und klar definierte Aufgaben und Pflichten. Die Amtsdauer wird 
dabei auf 4 Jahre erhöht, um eine Kontinuität zu gewährleisten. Die GPK hat die Anpassungen 
geprüft. Die PL und GL haben Stellung zu den Anpassungen genommen und beantragen die An-
nahme der Statuten. 
 
Die Revision der Statuten wird einstimmig angenommen. 
 

10 AUSBLICK NATIONALE WAHLEN 2027 
 
Maurane Riesen präsentiert den Ausblick auf die Nationalen Wahlen 2027. 
 
Am 26. März 2025 hat der Parteitag die Listengestaltung festgelegt. Die wichtigsten Entscheide: 

- Die SP Kanton Bern tritt mit zwei Listen an: SP Frauen & Queer sowie SP Männer & Queer. 

- Alle Verwaltungskreise sollen auf den Listen vertreten sein. 

- Die obersten Listenplätze sind den Bisherigen vorbehalten. 

- Die JUSO Kanton Bern und die Repräsentation der frankophonen Bevölkerung erhalten je ei-
nen Spitzenplatz. 

- Die Reihenfolge der Kandidierenden erfolgt alphabetisch. 

- Es werden Massnahmen zur Stärkung der Männerliste im Wahlkampf angewendet 
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Am 16. Juni 2026 hat die Geschäftsleitung basierend auf den Mitgliederzahlen die Zuteilung der 
Listenplätze auf die Regionalverbände beschlossen: 

Region Mitglieder Listenplätze 
JUSO  1 
RV Bern-Mittelland 3749 12 
RV Thun 553 2 
RV Oberland 386 1 
RV Emmental 522 2 
RV Oberaargau 425 1 
Biel/Bienne-Seeland 909 3 
PS Grand Chasseral 161 1 
TOTAL 6705 23 

 
 
Die Kandidierenden für die Nationalratswahlen werden zur Zeit von den Regionalverbänden ge-
sucht und von zuhanden der Kantonalpartei bis im Dezember 2026 nominiert. Die SP Kanton Bern 
nominiert die Kandidat:innen am Parteitag am 10. März 2027. 
 
Flavia Wasserfallen wir erfreulicherweise erneut zu den Ständeratswahlen antreten. Ihre Nomination 
erfolgt am Parteitag vom 28. Oktober 2026. 
 

11 RESOLUTIONEN 
 
Es sind keine Resolutionen eingegangen.  
 

12 VERSCHIEDENES 
 
Es gibt keine Varia. 

13 SCHLUSS DES PARTEITAGS 
 
Stefan Jordi beendet den Parteitag. Und erinnert an die Nationalen Wahlen 2027. 
 
 
Clara Wyss verabschiedet die Anwesenden. 
 
 
Nächster Parteitag: 28.10.2026 in Bern 
 
 
Schluss des Parteitags: 22:30 Uhr 
 
 
Für das Protokoll  
Sandro Niederer 
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